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Bauarbeiten haben
begonnen
Herisau DieBauarbeiten fürdie
neueWertstoffsammelstelle im
Chammerholz inHerisauhaben
begonnen. Ineiner erstenPhase
bisMitteDezemberwurdenge-
mäss einer Medienmitteilung
derGemeinde Innenbauten so-
wie alte Sanitär- und Elektro-
installationen rückgebaut. Nun
folgen Baumeisterarbeiten im
Halleninnern.

EinigeArbeitsvergaben sind
bereits erfolgt, zumBeispiel die
Elektroinstallationen und die
Baumeisterarbeiten, beide an
ortsansässige Unternehmen.
Die Eröffnung der neuenWert-
stoffsammelstelle ist fürAnfang
Juni 2024geplant. Sie ersetztdie
heutige Sammelstelle beim
Win-win-Markt, wo es immer
wieder zu Verkehrsproblemen
kommt. Als Betreiberin der
Sammelstelle ist auchamneuen
StandortdieStiftungTosamvor-
gesehen. (gk)

Leicht verletzte
Beifahrerin
Herisau AmSamstag ereignete
sich in Herisau ein Verkehrsun-
fall zwischenzweiPersonenwa-
gen.Ein46-jährigerMannüber-
querte kurznach 13Uhr vonder
LiegenschaftAlpsteinstrasse82
das Trottoir der Alpsteinstrasse
in Richtung Waldstatt. Gleich-
zeitig fuhr eine 20-jährige Frau
mit ihrer Beifahrerin vonHeris-
au in Richtung Waldstatt, wie
die Kantonspolizei Appenzell
Ausserrhoden in einerMedien-
mitteilung schreibt.

Die beiden Fahrzeuge kolli-
dierten, wobei die 48-jährige
Beifahrerin leicht verletzt
wurde. Sie wurde mit der Am-
bulanz ins Krankenhaus ge-
bracht, während die beiden
Fahrer unverletzt blieben. An
beiden Autos entstand erhebli-
cher Sachschaden, der sich auf
mehrere tausend Franken be-
läuft. (kapo/gir)

IG fordert griffiges Fusionsgesetz
Die IG«SelbstbestimmteGemeinden» sieht ihre Forderungen erfüllt und zieht die Volksinitiative zurück.

MeaMcGhee

DieStimmbevölkerungvonAp-
penzell Ausserrhoden hat am
26. NovemberdemEventualan-
trag für freiwillige, von unten
initiierte und getragene Ge-
meindefusionen deutlich zuge-
stimmt. Zudem wurde der
Gegenvorschlag der Regierung
für die Reduktion auf drei bis
fünf Gemeinden verworfen.

DamitwurdederForderung
der imFebruar 2022eingereich-
ten Initiative für «Selbstbe-
stimmte Gemeinden» entspro-
chen.Das Initiativkomitee sieht
sein Anliegen, dass Gemein-
den selber über Fusionen be-
stimmen können, als erfüllt
und zieht deshalb die Initiative
zurück.

Am Montagmorgen unter-
zeichneten Edgar Bischof, Sig-
fried Dörig, Jean-Claude Klei-
ner, Inge Schmid und Marcel
WalkervomInitiativkomiteean-
lässlich einer Medienorientie-
rung in der «Linde»Teufen das
Rückzugsschreiben. Die IG
«SelbstbestimmteGemeinden»
bleibebestehen.«Wir erwarten,
dass die Regierung die Aus-
arbeitung des Fusionsgesetzes
zügig angeht», sagte Jean-Clau-
deKleiner. Ein solches sollte in-
nert zwei Jahren vorliegen. Die
Interessengemeinschaft erwar-
te zudemdiefinanzielle undad-
ministrative Unterstützung von
fusionswilligenGemeinden.Die
IG werde auf die konsequente
Umsetzung des Abstimmungs-
textes vom 26. November 2023
achten. Das Initiativkomitee
«SelbstbestimmteGemeinden»
sei bereit, sich bei der Erarbei-
tung der notwendigen Instru-
mentekonstruktiv einzubringen
und diesen Prozess aktiv zu
unterstützen.

Kopf,Portemonnaie,Herz
entscheidenüberFusionen
Gefragt nach den Faktoren für
erfolgreiche Gemeindefusio-
nen, nannte Jean-Claude Klei-
ner, der im Rahmen seiner
beruflichen Tätigkeit als Ge-

meindeberater schon viele Ge-
meindefusionen begleitet hat,
die Faktoren Kopf, Portemon-
naie und Herz. Fusionen seien
ein sensibles Thema. Erste Ge-
spräche müssten daher auf

Ebene der Gemeindepräsidien
erfolgen, dann seien die Ge-
meinderäte einzubeziehen.

Für den konkreten Fusions-
prozess müssten dem Volk alle
SchritteundArgumentebekannt
sein und der Steuerfuss der
steuergünstigeren Gemeinde
dürfe langfristignicht ansteigen.
Der emotionale Teil sei die
grössteHerausforderung,daher
müssedieBevölkerung fusions-
williger Gemeinden möglichst
schnell eingebunden werden,
unter anderem in Projektgrup-
pen, ist Kleiner überzeugt.

Genügendfinanzielle
Mittel bereitstellen
Ausserrhodenkönnesichanden
FusionsgesetzenandererKanto-
ne orientieren, so die Vertreter

der IG «Selbstbestimmte Ge-
meinden».MarcelWalker sieht
insbesondere das Gesetz des
KantonsSt.Gallenals ausgereift
und erprobt. Daran könnte sich
derAusserrhoderRegierungsrat
anlehnen.

Eine Herausforderung für
den Kanton dürfte die Bereit-
stellung finanzieller Mittel für
mögliche Zusammenschlüsse
von Gemeinden sein. Es brau-
che in der Vorbereitung rund
30000bis 50000 Frankenpro
Gemeinde, die eineFusionsvor-
lage bis zur Volksabstimmung
bringe und andererseits genü-
gendMittel, um den Steuerfuss
der günstigeren Gemeinde er-
reichen zu können, sagte Ge-
meindeberater Kleiner. Der
Kanton müsse ein finanzielles

Polster für Gemeindefusionen
schaffen, 10 bis 20 Millionen
Franken seien insgesamt lang-
fristig wohl nötig.

Der Ausgang der Abstim-
mung zudenGemeindestruktu-
ren habe gezeigt, in welchen
Gemeinden eine Bereitschaft
für Fusionen vorhanden ist, so-
dass dereinst ein Zusammen-
schluss angestrebt werden
könnte. Sieben Gemeinden
sprachen sich fürdenGegenvor-
schlag aus, darunter Herisau
undHeiden als solchemit Zen-
trumsfunktionen sowie die
strukturschwachen Hundwil
undTrogen. EdgarBischof geht
davon aus, dass in einemersten
Schritt nur vereinzelteGemein-
den den Fusionsweg einschla-
genwerden.

Nach dem Volksentscheid für freiwillige Gemeindefusionen werden Regierung und Kantonsrat ein Fusionsgesetz ausarbeiten.
Bild: Martina Basista

Mehr Geld für den Mittelstand
In Appenzell Innerrhoden steht fest, wer 2024 Prämienverbilligungen erhält. DieGrenzbeträgewurden angehoben.

Die Standeskommission hat für
dieBemessungderPrämienver-
billigung die Richtprämien für
die Krankenversicherung und
den Selbstbehalt der Versicher-
ten fürdas Jahr 2024 festgelegt.
Massgebend sind gemäss einer
Medienmitteilung die Prämien
des günstigsten Anbieters mit
einemGeschäftssitz imKanton.
2024 gelten daher folgende
Richtprämien: Erwachsene
4182 Franken (2023: 3948 Fran-
ken), junge Erwachsene
3168 Franken (2023: 2883 Fran-
ken) und Kinder 957 Franken
(2023: 870 Franken).

Beim Selbstbehalt werde es
keineÄnderunggeben, schreibt
die Standeskommission. Wie
in den beiden Vorjahren liegt
die Bandbreite des nach
dem massgebenden Gesamt-

einkommengestaffelten Selbst-
behalts weiterhin bei 7 bis
12 Prozent.

Grenzbetragwird
erhöht
EineÄnderungwirddemgegen-
über bei denGrenzbeträgen für
denSelbstbehalt vorgenommen.
Das massgebende Einkommen
wirdum5000 Frankenangeho-
ben, sodass beispielsweise die
obere Grenze neu statt bei
80000 Franken bei 85000
Franken liegt. Auch der Grenz-
betrag für Kinder und junge Er-
wachsene in Ausbildung wird
von70000 Frankenauf 75000
Franken erhöht. Die Prämien-
verbilligung für Kinder beträgt
80 Prozent und für junge Er-
wachsene inAusbildung50Pro-
zent der Richtprämien, sofern

das massgebende Gesamtein-
kommenderFamiliedenGrenz-
betrag von 75000 Franken
nichtübersteigt.Mit denbeiden
AnpassungenkönnenmehrPer-
sonen des Mittelstands von
einer Prämienverbilligung pro-
fitieren.

FürdiePrämienverbilligung
ist weiterhin keine Anmeldung
erforderlich. Das Gesundheits-
amt führt die Berechnungen
von Amtes wegen anhand der
rechtskräftigen Steuerveran-
lagungen durch und teilt den
VersichertendenVerbilligungs-
anspruch mittels Verfügung
mit.DieVerbilligungwirddirekt
den jeweiligen Krankenver-
sicherern ausbezahlt. Weitere
Informationen zurPrämienver-
billigung finden sich auf der
Websitewww.ai.ch/ipv. (rk)

In Innerrhoden ist für den Bezug der Prämienverbilligungen keine
Anmeldung notwendig. Die Berechnungenwerden vonAmteswegen
durchgeführt. Bild: Christian Beutler/Keystone

Jean-ClaudeKleiner unterzeich-
net das Rückzugsschreiben der
Volksinitiative. Bild: MeaMcGhee

Moriz Gut
wird befördert
Ausserrhoden DerRegierungs-
rat hat Moritz Gut zum neuen
Departementssekretär im De-
partement Bildung und Kultur
gewählt. Moritz Gut ist gemäss
einer Medienmitteilung der
Kantonskanzlei in Walzenhau-
senaufgewachsenundstudierte
Rechtswissenschaften an der
Universität St.Gallen.Während
und nach dem Studium sam-
melte er Erfahrungen in For-
schung und Lehre, unter ande-
remalsTutor anderUniversität
St.Gallen.

Seit August 2020 arbeitet
Gut als juristischer Mitarbeiter
und stellvertretender Departe-
mentssekretär imAusserrhoder
Departement Bildung und Kul-
tur. SeitOktober 2023 hat er in-
terimistischdieAufgabenseiner
Vorgängerin übernommen, die
sich laut Medienmitteilung der
Kantonskanzlei entschieden
hat, eineneueHerausforderung
anzunehmen. Moritz Gut über-
nimmt die Funktion als Depar-
tementssekretär per 1. Januar
2024. (kk)


